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1. Gesetzesentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD vom 16.6.2015 
1. Gesetzesentwurf der Fraktionen der CDU/CSU u. SPD vom 16.6.2015 

Drucksache 18/5201 
 

Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung des Rechts der Syndikusanwälte 
 

A. Problem und Ziel 
 
Der Status des Syndikusanwalts als Rechtsanwalt im Sinne der Bundesrechtsanwaltsordnung ist be-

zogen auf seine Tätigkeit im Unternehmen bisher nicht eindeutig gesetzlich geregelt. Mit den Urtei-
len vom 3. April 2014 (B 5 RE 13/14 R, B 5 RE 9/14 R und B 5 RE 3/14 R) hat das Bundessozialgericht 
deshalb entschieden, dass für Syndikusanwälte eine Befreiung von der Versicherungspflicht in der 
gesetzlichen Rentenversicherung zugunsten einer Versorgung in den berufsständischen Versor-
gungswerken nicht möglich sei. Zur Begründung seiner Entscheidungen hat das Bundessozialgericht 
ausgeführt, dass die anwaltliche Berufsausübung in der äußeren Form der abhängigen Beschäftigung 
nicht möglich sei. Ungeachtet der im Einzelfall arbeitsvertraglich eröffneten Möglichkeiten, auch ge-
genüber dem Arbeitgeber sachlich selbständig und eigenverantwortlich zu handeln, sei allein die 
Eingliederung in die von diesem vorgegebene Arbeitsorganisation mit dem Berufsbild des Rechtsan-
walts unvereinbar. 

Die Funktion des Syndikusanwalts als anwaltlicher Berater seines Arbeitgebers wird im geltenden 
Recht daher nicht ausreichend berücksichtigt. 

Für die geschätzt rund 40 000 betroffenen Syndizi haben die Entscheidungen des Bundessozialge-
richts Folgen für die Alterssicherung. Eine Befreiung von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen 
Rentenversicherung für die Tätigkeit als Syndikus ist entgegen langjähriger Praxis hiernach nicht län-
ger möglich. Für diejenigen, die über einen gültigen Befreiungsbescheid in ihrer ausgeübten Be-
schäftigung verfügen oder bei denen besondere Vertrauensschutzregelungen zur Anwendung kom-
men, bleibt es bei der Absicherung im Versorgungswerk. Für die übrigen Syndizi dürfte mit den 
Entscheidungen des Bundessozialgerichts ein Wechsel in der Versorgungsbiografie einhergehen. 

 
B. Lösung 

 
Die Stellung des Syndikusanwalts als Rechtsanwalt soll gesetzlich geregelt werden. Ausgehend von 

dem berufsrechtlichen Ansatz der Urteile des Bundessozialgerichts wird eine Lösung vorgeschlagen, 
die eine statusrechtliche Anerkennung der Tätigkeit als Syndikusanwalt in einem Unternehmen als 
Rechtsanwalt vorsieht, dabei aber bestimmte Einschränkungen vornimmt. So soll die Tätigkeit von 
Syndikusanwälten grundsätzlich auf die Beratung und Vertretung in Rechtsangelegenheiten des Ar-
beitgebers beschränkt sein. Für Syndikusanwälte soll ein Vertretungsverbot für den Arbeitgeber in 
Fällen des zivil- und arbeitsgerichtlichen Anwaltszwangs sowie ein weiter gehendes Vertretungsver-
bot in Straf- und Bußgeldverfahren gelten. Ferner sollen für sie das strafprozessuale Zeugnisverwei-
gerungsrecht sowie das Beschlagnahmeverbot nicht gelten. Mit diesen Regelungen soll zum einen 
ermöglicht werden, dass Syndikusanwälte wie bisher – unter bestimmten Voraussetzungen auch 
rückwirkend – von der Rentenversicherungspflicht befreit werden und in den anwaltlichen Versor-
gungswerken verbleiben können. Dabei soll in Hinblick auf das Befreiungsrecht von der Rentenversi-
cherungspflicht weitestgehend der bisherige Status quo aufrechterhalten bleiben. Zum anderen sol-
len bisweilen bestehende Rechtsunsicherheiten, etwa bei der Frage der Berücksichtigungsfähigkeit 
praktischer Erfahrungen aus der Syndikustätigkeit bei der Verleihung einer Fachanwaltsbezeichnung, 
beseitigt werden. 

 
C. Alternativen 

 
Keine. Insbesondere ist eine rein im Sozialrecht verankerte Lösung nicht zielführend. Der rein so-

zialrechtliche Lösungsansatz berücksichtigt nicht hinreichend, dass zunächst im jeweiligen Berufs-
recht geklärt werden muss, ob die Tätigkeit eines freien Berufs auch im Anstellungsverhältnis ausge-
übt werden kann und welche Voraussetzungen hierfür jeweils vorliegen müssen. 
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D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 
 
Die geplanten Regelungen haben auf Grund der angestrebten Deckungsgleichheit des Personen-

kreises, der bisher von der Rentenversicherungspflicht befreit wurde, mit dem, der auch künftig von 
der Rentenversicherungspflicht befreit werden kann, keine Auswirkungen auf den Bundeshaushalt 
und auch nicht auf die gesetzliche Rentenversicherung. Auswirkungen auf die Haushalte der Länder 
und Kommunen ergeben sich nicht. 

 

E. Erfüllungsaufwand 
 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 
Mehrbelastungen für die Bürgerinnen und Bürger sind nicht zu erwarten. 
 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 
Für Syndikusrechtsanwälte ist Erfüllungsmehraufwand im Ergebnis nicht zu erwarten. Zwar sieht 

§ 46 Absatz 2 Satz 2 des Entwurfs zur Änderung der Bundesrechtsanwaltsordnung (BRAO-E) vor, 
dass die Tätigkeit eines Syndikusrechtsanwalts künftig zulassungspflichtig ist. Faktisch entsteht da-
durch jedoch kein Mehraufwand. Denn auch derzeit sind Syndikusrechtsanwälte regelmäßig nach 
§ 4 der Bundesrechtsanwaltsordnung (BRAO) zur Rechtsanwaltschaft zugelassen, da dies nach der 
bisherigen Verwaltungspraxis eine Grundvoraussetzung für die Befreiung von der gesetzlichen Ren-
tenversicherungspflicht war. 

Für den Bereich der Syndikuspatentanwälte gilt Entsprechendes. 
 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 
Eine Mehrbelastung steht auch nicht auf Grund von Mitteilungspflichten zu erwarten. § 46b  

Absatz 4 Satz 1 BRAO-E verpflichtet den Syndikusrechtsanwalt, der örtlich zuständigen Rechtsan-
waltskammer jede tätigkeitsbezogene Änderung des Arbeitsverhältnisses sowie jede wesentliche Än-
derung der Tätigkeit innerhalb des Anstellungsverhältnisses unverzüglich anzuzeigen. Die Informa-
tionspflichten sind erforderlich, um Syndikusrechtsanwälte tätigkeitsbezogen zulassen und feststellen 
zu können, ob die den Vorschriften des Sozialversicherungsrechts (§ 6 des Sechsten Buches Sozialge-
setzbuch – SGB VI) entsprechenden Voraussetzungen für die Befreiung von der gesetzlichen Renten-
versicherungspflicht vorliegen. Eine Mehrbelastung entsteht dadurch jedoch faktisch nicht. Denn 
auch nach geltender Rechtslage müssen von der Rentenversicherungspflicht befreite Syndikusrechts-
anwälte beim Träger der Rentenversicherung eine erneute Befreiung von der Versicherungspflicht für 
eine geänderte Beschäftigung beantragen (vgl. Urteile des Bundessozialgerichts vom 31. Oktober 
2012; B 12 R 8/10 R, B 12 R 3/11 R und B 12 R 5/10 R). 

Für den Bereich der Syndikuspatentanwälte gilt Entsprechendes. 
 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 
Da nach den geplanten Regelungen nunmehr die Rechtsanwaltskammern zu prüfen haben, ob die 

Voraussetzungen für eine tätigkeitsbezogene Zulassung als Syndikusrechtsanwalt vorliegen, ergibt 
sich bei den Kammern folgender voraussichtlicher Erfüllungsaufwand: Bei einer Fallzahl von ca. 4000 
bis 6000 Anträgen auf Zulassung als Syndikusrechtsanwalt im Jahr und einer geschätzten Bearbei-
tungsdauer von durchschnittlich zwei Stunden pro Antrag, welcher durch Beschäftigte der Tarif-
gruppen E 9 zu bearbeiten wäre (Stundenlohn ca. 71 Euro bei mittlerer Erfahrungsstufe), ergibt sich 
ein voraussichtlicher Erfüllungsaufwand für die Rechtsanwaltskammern als Körperschaften des öffent-
lichen Rechts in Höhe von mindestens 568 000 Euro bis höchstens 852 000 Euro pro Jahr. Die ange-
gebenen Zahlen (Fallzahlen, Bearbeitungsdauer, Stundenlohn) basieren auf Schätzungen anhand der 
Erfahrungen der Deutschen Rentenversicherung Bund und der dort vorhandenen Daten zur Gesamt-
zahl befreiter Personen. Statistische Erhebungen speziell zu Syndikusrechtsanwälten sind weder bei 
der Deutschen Rentenversicherung Bund noch bei der Bundesrechtsanwaltskammer vorhanden. 

Im Zusammenhang mit dem für die Rechtsanwaltskammern zu erwartenden Erfüllungsaufwand ist 
zu berücksichtigen, dass die Kammern berechtigt und in der Lage sind, Beiträge von den Kammer-
mitgliedern zu verlangen und entsprechende Mehrbelastungen gegebenenfalls umzulegen. 

Im Bereich der Deutschen Rentenversicherung Bund ergibt sich umgekehrt eine gewisse Entlas-
tung. Die Prüfung einzelner Voraussetzungen einer Befreiung von der gesetzlichen Rentenversiche-
rungspflicht muss künftig nicht mehr in der gleichen Prüfintensität erfolgen, soweit diese auf Grund 
der tätigkeitsbezogenen Zulassung bereits von den Rechtsanwaltskammern geprüft worden sind. 
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Im Bereich der Patentanwälte gilt Entsprechendes, wobei hier lediglich mit jährlichen Anträgen zur 
Zulassung als Syndikuspatentwalt zu rechnen ist, die sich im Dezimalbereich bewegen (voraussicht-
lich ca. 30 Anträge auf Zulassung als Syndikuspatentanwalt pro Jahr). 

Bei Inkrafttreten des Gesetzes ergibt sich zunächst ein zusätzlicher Verwaltungsaufwand in der ge-
setzlichen Rentenversicherung durch das erstmalig durchzuführende Befreiungsverfahren mit Rück-
wirkung und das Beitragserstattungsverfahren. Die Kosten dürften bei ca. 3 Mio. Euro liegen (bei  
unterstellt 15 000 Verfahren zu Anfang, drei Stunden Arbeitsaufwand je Verfahren und einem Kos-
tenansatz von 71 Euro je Arbeitsstunde), die sich in den Folgejahren erheblich reduzieren. 

 
F. Weitere Kosten 

 
Keine. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
neue Seite?? 
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Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung des Rechts der Syndikusanwälte 
 

Vom … 
 
Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 
 

Artikel 1     
Änderung der Bundesrechtsanwaltsordnung 

 
Die Bundesrechtsanwaltsordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 303-8, 

veröffentlichten bereinigten Fassung, die zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 10. Oktober 2013 
(BGBl. I S. 3786) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

 
1. § 33 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

 a) In Satz 1 Nummer 2 werden nach dem Wort „ist“ ein Komma und die Wörter „sofern nicht 
eine Zuständigkeit einer anderen Rechtsanwaltskammer nach Nummer 1 gegeben ist,“ einge-
fügt. 

b) In Satz 2 werden nach der Angabe „§ 27 Abs. 3“ ein Komma und die Wörter „§ 46c Absatz 4 
Satz 3“ eingefügt. 

 
2. § 46 wird durch die folgenden §§ 46 bis 46c ersetzt: 

 
„§ 46 Angestellte Rechtsanwälte; Syndikusrechtsanwälte 

(1) Rechtsanwälte dürfen ihren Beruf als Angestellte solcher Arbeitgeber ausüben, die als 
Rechtsanwälte, Patentanwälte oder rechts- oder patentanwaltliche Berufsausübungsgesellschaften 
tätig sind. 

(2) Angestellte anderer als der in Absatz 1 genannten Personen oder Gesellschaften üben ihren 
Beruf als Rechtsanwalt aus, sofern sie im Rahmen ihres Anstellungsverhältnisses für ihren Arbeit-
geber anwaltlich tätig sind (Syndikusrechtsanwälte). Der Syndikusrechtsanwalt bedarf zur Aus-
übung seiner Tätigkeit nach Satz 1 der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft nach § 46a. 

(3) Eine anwaltliche Tätigkeit im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 liegt vor, wenn das Anstellungs-
verhältnis durch folgende fachlich unabhängig und eigenverantwortlich auszuübenden Tätigkei-
ten sowie durch folgende Merkmale geprägt ist: 
1. die Prüfung von Rechtsfragen, einschließlich der Aufklärung des Sachverhalts, sowie das Erar-

beiten und Bewerten von Lösungsmöglichkeiten, 
2. die Erteilung von Rechtsrat, 
3. die Ausrichtung der Tätigkeit auf die Gestaltung von Rechtsverhältnissen, insbesondere durch 

das selbständige Führen von Verhandlungen, oder auf die Verwirklichung von Rechten und 
4. die Vertretungsbefugnis nach außen. 

(4) Eine fachlich unabhängige Tätigkeit im Sinne des Absatzes 3 übt nicht aus, wer sich an Wei-
sungen zu halten hat, die eine eigenständige Analyse der Rechtslage und eine einzelfallorientierte 
Rechtsberatung ausschließen. Die fachliche Unabhängigkeit der Berufsausübung des Syndikus-
rechtsanwalts ist vertraglich und tatsächlich zu gewährleisten. 

(5) Die Befugnis des Syndikusrechtsanwalts zur Beratung und Vertretung beschränkt sich auf die 
Rechtsangelegenheiten des Arbeitgebers. Diese umfassen auch 
1. Rechtsangelegenheiten innerhalb verbundener Unternehmen im Sinne des § 15 des Aktienge-

setzes, 
2. erlaubte Rechtsdienstleistungen des Arbeitgebers gegenüber seinen Mitgliedern, sofern es sich 

bei dem Arbeitgeber um eine Vereinigung oder Gewerkschaft nach § 7 des Rechtsdienstleis-
tungsgesetzes oder nach § 8 Absatz 1 Nummer 2 des Rechtsdienstleistungsgesetzes handelt, 
und 

3. erlaubte Rechtsdienstleistungen des Arbeitgebers gegenüber Dritten, sofern es sich bei dem 
Arbeitgeber um einen Angehörigen der in § 59a genannten sozietätsfähigen Berufe oder um 
eine Berufsausübungsgesellschaft solcher Berufe handelt. 
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§ 46a Zulassung als Syndikusrechtsanwalt 
(1) Die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft als Syndikusrechtsanwalt ist auf Antrag zu erteilen, 

wenn 
1. die allgemeinen Zulassungsvoraussetzungen zum Beruf des Rechtsanwalts gemäß § 4 erfüllt 

sind, 
2. kein Zulassungsversagungsgrund nach § 7 vorliegt und 
3. die Tätigkeit den Anforderungen des § 46 Absatz 2 bis 5 entspricht. 
Die Zulassung nach Satz 1 kann für mehrere Anstellungsverhältnisse erteilt werden. 

(2) Über die Zulassung als Syndikusrechtsanwalt entscheidet die örtlich zuständige Rechtsan-
waltskammer nach Anhörung des Trägers der Rentenversicherung. Die Entscheidung ist zu be-
gründen und dem Antragsteller sowie dem Träger der Rentenversicherung zuzustellen. Wie dem 
Antragsteller steht auch dem Träger der Rentenversicherung gegen die Entscheidung nach Satz 1 
Rechtsschutz gemäß § 112a Absatz 1 und 2 zu. Der Träger der Rentenversicherung ist bei seiner 
Entscheidung über die Befreiung von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und Absatz 3 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch an 
die bestandskräftige Entscheidung der Rechtsanwaltskammer nach Satz 1 gebunden. 

(3) Dem Antrag auf Zulassung ist eine Ausfertigung oder eine öffentlich beglaubigte Abschrift 
des Arbeitsvertrags oder der Arbeitsverträge beizufügen. Die Rechtsanwaltskammer kann die Vor-
lage weiterer Nachweise verlangen. 

(4) Das Zulassungsverfahren richtet sich nach den §§ 10 bis 12a mit der Maßgabe, dass 
1. Syndikusrechtsanwälte der Versicherungspflicht nach § 12 Absatz 2 in Verbindung mit § 51 ge-

nügen, wenn die sich aus dieser Tätigkeit ergebenden Haftpflichtgefahren für Vermögensschä-
den durch eine beim Arbeitgeber bestehende Haftpflichtversicherung abgedeckt sind und diese 
den Anforderungen des § 51 entspricht, und 

2. die Tätigkeit abweichend von § 12 Absatz 4 unter der Berufsbezeichnung „Rechtsanwältin 
(Syndikusrechtsanwältin)“ oder „Rechtsanwalt (Syndikusrechtsanwalt)“ auszuüben ist. 
 

§ 46b Erlöschen und Änderung der Zulassung als Syndikusrechtsanwalt 
(1) Die Zulassung als Syndikusrechtsanwalt erlischt nach Maßgabe des § 13. 
(2) Für die Rücknahme und den Widerruf der Zulassung als Syndikusrechtsanwalt gelten die 

§§ 14 und 15. Die Zulassung als Syndikusrechtsanwalt ist ferner ganz oder teilweise zu widerru-
fen, soweit die arbeitsvertragliche Gestaltung eines Anstellungsverhältnisses oder die tatsächlich 
ausgeübte Tätigkeit nicht mehr den Anforderungen des § 46 Absatz 2 bis 5 entspricht. § 46a Ab-
satz 2 gilt entsprechend. 

(3) Werden nach einer Zulassung nach § 46a weitere Anstellungsverhältnisse als Syndikus-
rechtsanwalt aufgenommen oder tritt innerhalb bereits bestehender Anstellungsverhältnisse eine 
wesentliche Änderung der Tätigkeit ein, ist auf Antrag die Zulassung nach Maßgabe des § 46a un-
ter den dort genannten Voraussetzungen auf die weiteren Anstellungsverhältnisse oder auf die 
geänderte Tätigkeit zu erstrecken. 

(4) Der Syndikusrechtsanwalt hat der nach § 56 Absatz 3 zuständigen Stelle unbeschadet seiner 
Anzeige- und Vorlagepflichten nach § 56 Absatz 3 auch jede der folgenden tätigkeitsbezogenen 
Änderungen des Anstellungsverhältnisses unverzüglich anzuzeigen: 
1. jede tätigkeitsbezogene Änderung des Arbeitsvertrags, dazu gehört auch die Aufnahme eines 

neuen Arbeitsverhältnisses, 
2. jede wesentliche Änderung der Tätigkeit innerhalb des Anstellungsverhältnisses. 
Im Fall des Satzes 1 Nummer 1 ist der Anzeige eine Ausfertigung oder eine öffentlich beglaubigte 
Abschrift des geänderten Arbeitsvertrags beizufügen. § 57 gilt entsprechend. 

 
§ 46c Besondere Vorschriften für Syndikusrechtsanwälte 

(1) Soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, gelten für Syndikusrechtsanwälte die Vor-
schriften über Rechtsanwälte. 

(2) Syndikusrechtsanwälte dürfen ihren Arbeitgeber nicht vertreten 
1. vor den Landgerichten, Oberlandesgerichten und dem Bundesgerichtshof in zivilrechtlichen 

Verfahren und Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit, sofern die Parteien oder die Beteilig-
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ten sich durch einen Rechtsanwalt vertreten lassen müssen oder vorgesehen ist, dass ein 
Schriftsatz von einem Rechtsanwalt unterzeichnet sein muss, und 

2. vor den in § 11 Absatz 4 Satz 1 des Arbeitsgerichtsgesetzes genannten Gerichten, es sei denn, 
der Arbeitgeber ist ein vertretungsbefugter Bevollmächtigter im Sinne des § 11 Absatz 4 Satz 2 
des Arbeitsgerichtsgesetzes. 

In Straf- oder Bußgeldverfahren, die sich gegen den Arbeitgeber oder dessen Mitarbeiter richten, 
dürfen Syndikusrechtsanwälte nicht als deren Verteidiger oder Vertreter tätig werden; dies gilt, 
wenn Gegenstand des Straf- oder Bußgeldverfahrens ein unternehmensbezogener Tatvorwurf ist, 
auch in Bezug auf eine Tätigkeit als Rechtsanwalt im Sinne des § 4. 

(3) Auf die Tätigkeit von Syndikusrechtsanwälten finden die §§ 44, 48 bis 49a sowie im Verhält-
nis zum Arbeitgeber § 52 keine Anwendung. 

(4) § 27 findet auf Syndikusrechtsanwälte mit der Maßgabe Anwendung, dass die regelmäßige 
Arbeitsstätte als Kanzlei gilt. Ist der Syndikusrechtsanwalt zugleich als Rechtsanwalt gemäß § 4 
zugelassen oder ist er im Rahmen mehrerer Anstellungsverhältnisse als Syndikusrechtsanwalt tätig, 
ist für jede Tätigkeit eine gesonderte Kanzlei zu errichten und zu unterhalten, wovon nur eine im 
Bezirk der Rechtsanwaltskammer belegen sein muss, deren Mitglied er ist. Will der Rechtsanwalt 
in den in Satz 2 genannten Fällen den Schwerpunkt seiner Tätigkeit in den Bezirk einer anderen 
Rechtsanwaltskammer verlegen, hat er nach Maßgabe des § 27 Absatz 3 die Aufnahme in diese 
Kammer zu beantragen; der Antrag kann mit einem Antrag auf Erteilung einer weiteren Zulassung 
oder auf Erstreckung der Zulassung gemäß § 46b Absatz 3 verbunden werden. 

(5) In die Verzeichnisse nach § 31 ist ergänzend zu den in § 31 Absatz 3 genannten Angaben 
aufzunehmen, dass die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft als Syndikusrechtsanwalt erfolgt ist. Ist 
der Syndikusrechtsanwalt zugleich als Rechtsanwalt gemäß § 4 zugelassen oder ist er im Rahmen 
mehrerer Anstellungsverhältnisse als Syndikusrechtsanwalt tätig, hat eine gesonderte Eintragung 
für jede der Tätigkeiten zu erfolgen.“ 
 

Artikel 2        
Änderung der Strafprozessordnung 

 
In § 53 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 der Strafprozessordnung in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 7. April 1987 (BGBl. I S. 1074, 1319), die zuletzt durch Artikel 2 Absatz 3 des Gesetzes vom 
21. Januar 2015 (BGBl. I S. 10) geändert worden ist, werden nach dem Wort „Rechtsanwälte“ die 
Wörter „und sonstige Mitglieder einer Rechtsanwaltskammer“ eingefügt und werden nach den Wör-
tern „bekanntgeworden ist“ das Komma und die Wörter „Rechtsanwälten stehen dabei sonstige 
Mitglieder einer Rechtsanwaltskammer gleich“ durch ein Semikolon und die Wörter „für Syndikus-
rechtsanwälte (§ 46 Absatz 2 der Bundesrechtsanwaltsordnung) und Syndikuspatentanwälte (§ 41a 
Absatz 2 der Patentanwaltsordnung) gilt dies vorbehaltlich des § 53a nicht hinsichtlich dessen, was 
ihnen in dieser Eigenschaft anvertraut worden oder bekanntgeworden ist“ ersetzt. 

 
Artikel 3  

Änderung des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes 
 
§ 1 Absatz 2 des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes vom 5. Mai 2004 (BGBl. I S. 718, 788), das zu-

letzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 10. Dezember 2014 (BGBl. I S. 2082) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 
1. Dem Wortlaut wird folgender Satz vorangestellt: 
 „Dieses Gesetz gilt nicht für eine Tätigkeit als Syndikusrechtsanwalt (§ 46 Absatz 2 der Bundes-

rechtsanwaltsordnung).“ 
2. In dem neuen Satz 2 werden die Wörter „Dieses Gesetz gilt“ durch die Wörter „Es gilt ferner“ er-

setzt. 
 

Artikel 4  
Änderung der Patentanwaltsordnung 

 
Die Patentanwaltsordnung vom 7. September 1966 (BGBl. I S. 557), die zuletzt durch Artikel 5 

Absatz 13 des Gesetzes vom 10. Oktober 2013 (BGBl. I S. 3799) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 
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1. § 41a wird durch die folgenden §§ 41a bis 41d ersetzt:  
„§ 41a Angestellte Patentanwälte; Syndikuspatentanwälte 

(1) Patentanwälte dürfen ihren Beruf als Angestellte solcher Arbeitgeber ausüben, die als Pa-
tentanwälte, Rechtsanwälte oder als rechts- oder patentanwaltliche Berufsausübungsgesellschaf-
ten tätig sind. 

(2) Angestellte anderer als der in Absatz 1 genannten Personen oder Gesellschaften üben ihren 
Beruf als Patentanwälte aus, sofern sie im Rahmen ihres Anstellungsverhältnisses für ihren Arbeit-
geber patentanwaltlich mit der Wahrnehmung von Aufgaben gemäß § 3 Absatz 2 und 3 dieses 
Gesetzes sowie § 4 des Steuerberatungsgesetzes betraut sind (Syndikuspatentanwälte). Der Syndi-
kuspatentanwalt bedarf zur Ausübung seiner Tätigkeit nach Satz 1 der Zulassung zur Patentan-
waltschaft nach § 41b. 

(3) Eine patentanwaltliche Tätigkeit im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 liegt vor, wenn das Anstel-
lungsverhältnis durch folgende fachlich unabhängig und eigenverantwortlich auszuübenden Tä-
tigkeiten sowie durch folgende Merkmale geprägt ist: 
1. die Prüfung von Rechtsfragen, einschließlich der Aufklärung des Sachverhalts, sowie das Erar-

beiten und Bewerten von Lösungsmöglichkeiten, 
2. die Erteilung von Rechtsrat, 
3. die Ausrichtung der Tätigkeit auf die Gestaltung von Rechtsverhältnissen, insbesondere durch 

das selbständige Führen von Verhandlungen, oder auf die Verwirklichung von Rechten und 
4. die Vertretungsbefugnis nach außen. 

(4) Eine fachlich unabhängige Tätigkeit im Sinne des Absatzes 3 übt nicht aus, wer sich an Wei-
sungen zu halten hat, die eine eigenständige Analyse der Rechtslage und eine einzelfallorientierte 
Rechtsberatung ausschließen. Die fachliche Unabhängigkeit der Berufsausübung des Syndikuspa-
tentanwalts ist vertraglich und tatsächlich zu gewährleisten. 

(5) Die Befugnis des Syndikuspatentanwalts zur Beratung und Vertretung beschränkt sich auf 
die Rechtsangelegenheiten des Arbeitgebers. Diese umfassen auch 
1. Rechtsangelegenheiten innerhalb verbundener Unternehmen im Sinne des § 15 des Aktienge-

setzes, 
2. erlaubte Rechtsdienstleistungen des Arbeitgebers gegenüber seinen Mitgliedern, sofern es sich 

bei dem Arbeitgeber um eine Vereinigung oder Gewerkschaft nach § 7 des Rechtsdienstleis-
tungsgesetzes oder nach § 8 Absatz 1 Nummer 2 des Rechtsdienstleistungsgesetzes handelt, 
und 

3. erlaubte Rechtsdienstleistungen des Arbeitgebers gegenüber Dritten, sofern es sich bei dem 
Arbeitgeber um einen Angehörigen der in § 52a genannten sozietätsfähigen Berufe oder um 
eine Berufsausübungsgesellschaft solcher Berufe handelt. 

 
§ 41b Zulassung als Syndikuspatentanwalt 

(1) Die Zulassung zur Patentanwaltschaft als Syndikuspatentanwalt ist auf Antrag zu erteilen, 
wenn 
1. die allgemeinen Zulassungsvoraussetzungen zum Beruf des Patentanwalts gemäß den §§ 5 bis 

8 erfüllt sind, 
2. kein Zulassungsversagungsgrund nach § 14 vorliegt und 
3. die Tätigkeit den Anforderungen des § 41a Absatz 2 bis 5 entspricht. 
Die Zulassung nach Satz 1 kann für mehrere Anstellungsverhältnisse erteilt werden. 

(2) Über die Zulassung als Syndikuspatentanwalt entscheidet die Patentanwaltskammer nach 
Anhörung des Trägers der Rentenversicherung. Die Entscheidung ist zu begründen und dem An-
tragsteller sowie dem Träger der Rentenversicherung zuzustellen. Wie dem Antragsteller steht 
auch dem Träger der Rentenversicherung gegen die Entscheidung nach Satz 1 Rechtsschutz ge-
mäß § 94a Absatz 1 und 2 zu. Der Träger der Rentenversicherung ist bei seiner Entscheidung über 
die Befreiung von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung nach § 6 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 1 und Absatz 3 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch an die bestandskräf-
tige Entscheidung der Patentanwaltskammer nach Satz 1 gebunden. 

(3) Dem Antrag auf Zulassung ist eine Ausfertigung oder eine öffentlich beglaubigte Abschrift 
des Arbeitsvertrags oder der Arbeitsverträge beizufügen. Die Patentanwaltskammer kann die Vor-
lage weiterer Nachweise verlangen. 
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(4) Das Zulassungsverfahren richtet sich nach den §§ 17 bis 19 mit der Maßgabe, dass 

1. Syndikuspatentanwälte der Versicherungspflicht nach § 18 Absatz 2 in Verbindung mit § 45 
genügen, wenn die sich aus dieser Tätigkeit ergebenden Haftpflichtgefahren für Vermögens-
schäden durch eine beim Arbeitgeber bestehende Haftpflichtversicherung abgedeckt sind und 
diese den Anforderungen des § 45 entspricht, und 

2. die Tätigkeit abweichend von § 18 Absatz 4 unter der Berufsbezeichnung „Patentanwältin 
(Syndikuspatentanwältin)“ oder „Patentanwalt (Syndikuspatentanwalt)“ auszuüben ist. 
 

§ 41c Erlöschen und Änderung der Zulassung als Syndikuspatentanwalt 

(1) Die Zulassung als Syndikuspatentanwalt erlischt nach Maßgabe des § 20. 

(2) Für die Rücknahme und den Widerruf der Zulassung als Syndikuspatentanwalt gelten die 
§§ 21 und 22. Die Zulassung als Syndikuspatentanwalt ist ferner ganz oder teilweise zu widerru-
fen, soweit die arbeitsvertragliche Gestaltung eines Anstellungsverhältnisses oder die tatsächlich 
ausgeübte Tätigkeit nicht mehr den Anforderungen des § 41a Absatz 2 bis 5 entspricht. § 41b Ab-
satz 2 gilt entsprechend. 

(3) Werden nach einer Zulassung nach § 41b weitere Anstellungsverhältnisse als Syndikuspa-
tentanwalt aufgenommen oder tritt innerhalb bereits bestehender Anstellungsverhältnisse eine 
wesentliche Änderung der Tätigkeit ein, ist auf Antrag die Zulassung nach Maßgabe des § 41b 
unter den dort genannten Voraussetzungen auf die weiteren Anstellungsverhältnisse oder die ge-
änderte Tätigkeit zu erstrecken. 

(4) Der Syndikuspatentanwalt hat der nach § 49 Absatz 3 zuständigen Stelle unbeschadet seiner 
Anzeige- und Vorlagepflichten nach § 49 Absatz 3 auch jede der folgenden tätigkeitsbezogenen 
Änderungen des Anstellungsverhältnisses unverzüglich anzuzeigen: 

1. jede tätigkeitsbezogene Änderung des Arbeitsvertrags, dazu gehört auch die Aufnahme eines 
neuen Arbeitsverhältnisses, 

2. jede wesentliche Änderung der Tätigkeit innerhalb des Anstellungsverhältnisses. 

Im Fall des Satzes 1 Nummer 1 ist der Anzeige eine Ausfertigung oder eine öffentlich beglaubigte 
Abschrift des geänderten Arbeitsvertrags beizufügen. § 50 gilt entsprechend. 

 
§ 41d Besondere Vorschriften für Syndikuspatentanwälte 

(1) Soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, gelten für Syndikuspatentanwälte die Vor-
schriften über Patentanwälte. 

(2) § 4 dieses Gesetzes gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass Syndikuspatentanwälte nur für 
ihren Arbeitgeber auftreten. In Straf- oder Bußgeldverfahren, die sich gegen den Arbeitgeber oder 
dessen Mitarbeiter richten, dürfen Syndikuspatentanwälte nicht als deren Verteidiger oder Vertre-
ter tätig werden; dies gilt, wenn Gegenstand des Straf- oder Bußgeldverfahrens ein unterneh-
mensbezogener Tatvorwurf ist, auch in Bezug auf eine Tätigkeit als Patentanwalt im Sinne des § 5 
oder als Rechtsanwalt. 

(3) Auf die Tätigkeit von Syndikuspatentanwälten finden die §§ 40 und 43 sowie im Verhältnis 
zum Arbeitgeber § 45b keine Anwendung. 

(4) § 26 findet auf Syndikuspatentanwälte mit der Maßgabe Anwendung, dass die regelmäßige 
Arbeitsstätte als Kanzlei gilt. Ist der Syndikuspatentanwalt zugleich als Patentanwalt gemäß § 5 
zugelassen oder ist er im Rahmen mehrerer Anstellungsverhältnisse als Syndikuspatentanwalt tä-
tig, ist für jede Tätigkeit eine gesonderte Kanzlei zu errichten und zu unterhalten. 

(5) In die Verzeichnisse nach § 29 ist ergänzend zu den in § 29 Absatz 3 genannten Angaben 
aufzunehmen, dass die Zulassung zur Patentanwaltschaft als Syndikuspatentanwalt erfolgt ist. Ist 
der Syndikuspatentanwalt zugleich als Patentanwalt gemäß § 5 zugelassen oder ist er im Rahmen 
mehrerer Anstellungsverhältnisse als Syndikuspatentanwalt tätig, hat eine gesonderte Eintragung 
für jede der Tätigkeiten zu erfolgen. 

(6) Die Kosten und Auslagen für die Hinzuziehung eines Syndikuspatentanwalts sind durch das 
in dessen Anstellungsverhältnis gezahlte Gehalt abgegolten.“ 

 
2. § 155 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

 
„(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Syndikuspatentanwälte (§ 41a Absatz 2).“ 


